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I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 
 
§ 1 
 
Firma, Sitz, Dauer 
 
1. Die Firma der Gesellschaft lautet: 
 

AIXTRON Aktiengesellschaft. 
 
2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Herzogenrath. 
 
3. Die Dauer des Unternehmens ist auf eine bestimmte Zeit nicht beschränkt. 
 
 
§ 2 
 
Gegenstand 
 
1. Gegenstand des Unternehmens ist die Herstellung und der Vertrieb von Pro-

dukten sowie die Forschungs- und Entwicklungs- und Serviceleistungen zur 
Umsetzung der Semiconductor Technologien sowie auch zur Umsetzung 
weiterer physikalisch-chemischer Technologien, insbesondere mit dem Wa-
renzeichen AIXTRON. 

 
2. Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte einzugehen, die geeignet sind, 

den Geschäftszweck der Gesellschaft mittelbar und unmittelbar zu fördern. 
Sie kann im In- und Ausland Zweigniederlassungen errichten, sich bei ande-
ren Unternehmen des In- und Auslands beteiligen sowie solche Unterneh-
men erwerben oder gründen. 

 Der Unternehmensgegenstand von Tochter- und Beteiligungsunternehmen 
darf auch ein anderer sein als der in vorstehendem Absatz 1 genannte Un-
ternehmensgegenstand, sofern er nur geeignet erscheint, den Geschäfts-
zweck der Gesellschaft zu fördern. 

 Die Gesellschaft kann ihren Betrieb ganz oder teilweise in verbundene Un-
ternehmen ausgliedern. 

 
 
§ 3 
 
Bekanntmachungen und Informationen 
 
1. Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzei-

ger, sofern nicht das Gesetz zwingend etwas anderes bestimmt. 
 
2. Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft kön-

nen auch im Wege der Datenfernübertragung übermittelt werden. 
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II. GRUNDKAPITAL UND AKTIEN 
 
 
§ 4 
 
Grundkapital 
 
 
1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 100.667.177,00 (in Worten: 

Euro hundert Millionen sechshundertsiebenundsechzig Tausend einhundert-
siebenundsiebzig). Es ist eingeteilt in 100.667.177 Stückaktien, die auf den 
Namen lauten. 

 
2.1 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grund-

kapital bis zum 17. Mai 2010 einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 
EUR 35.919.751,00 gegen Bar -und/oder Sacheinlagen durch die Ausgabe 
neuer, auf den Namen lautender Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückakti-
en) mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital I). Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht 
einzuräumen. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrates das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt oder teil-
weise auszuschließen: 

  
 -  zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 

- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von Akti-
en zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, 
Beteiligungen an Unternehmen oder zum Erwerb von sonstigen Ver-
mögensgegenständen. 

 
 Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den 

Inhalt der Aktienrechte und die weiteren Bedingungen der Aktienausgabe 
festzulegen. 

 
2.2. (Weggefallen) 
 
2.3 Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 1.926.005,00 eingeteilt 

in bis zu 1.926.005 Stückaktien, die auf den Namen lauten, bedingt erhöht. 
Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Bezugsrechten an 
Vorstandsmitglieder und Mitarbeiter der Gesellschaft sowie Mitglieder der 
Geschäftsführung verbundener Unternehmen und Mitarbeiter verbundener 
Unternehmen aufgrund von Aktienoptions-Programmen nach Maßgabe des 
Beschlusses der Hauptversammlung vom 26. Mai 1999 zu Tagesordnungs-
punkt 5. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 
die Inhaber von Bezugsrechten von ihrem Recht Gebrauch machen. Die 
neuen Aktien nehmen jeweils von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem 
sie durch die Ausübung von Bezugsrechten entstehen, am Gewinn teil. Der 
Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzulegen. 
Soweit die Gewährung von Bezugsrechten den Vorstand der AIXTRON Akti-
engesellschaft betrifft, erfolgt die Festlegung der weiteren Einzelheiten der 
bedingten Kapitalerhöhung durch den Aufsichtsrat. 

 



- 4 - 

2.4 Das Grundkapital ist um bis zu EUR 35.875.598,00 durch Ausgabe von bis 
zu 35.875.598 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit Gewinnbe-
rechtigung ab Beginn des Geschäftsjahres ihrer Ausgabe bedingt erhöht. Die 
bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an die Inhaber 
oder Gläubiger von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen, die 
aufgrund der Ermächtigung unter Tagesordnungspunkt 9 der Hauptver-
sammlung vom 22. Mai 2007 von der Gesellschaft oder einer im unmittelba-
ren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Gesell-
schaften begeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit 
durchzuführen, wie von Options- und/oder Wandlungsrechten aus den 
Schuldverschreibungen Gebrauch gemacht wird bzw. Wandlungspflichten 
aus den Schuldverschreibungen erfüllt werden und soweit nicht ein Ba-
rausgleich gewährt oder eigene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen 
(Bedingtes Kapital I 2007). 

 
2.5 Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 1.247.197,00 eingeteilt 

in bis zu 1.247.197 Stückaktien, die auf den Namen lauten, bedingt erhöht. 
Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Bezugsrechten an 
Vorstandsmitglieder der Gesellschaft sowie Mitglieder der Geschäftsführung 
verbundener Unternehmen sowie Mitarbeiter der Gesellschaft und Mitarbei-
ter verbundener Unternehmen aufgrund von Aktienoptions-Programmen 
nach Maßgabe des Beschlusses der Hauptversammlung vom 22. Mai 2002 
(Aktienoptions-Plan 2002). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 
durchgeführt, wie die Inhaber von Bezugsrechten von ihrem Recht Gebrauch 
machen und die Gesellschaft zur Erfüllung der Bezugsrechte keine eigenen 
Aktien gewährt. Die neuen Aktien nehmen jeweils vom Beginn des Ge-
schäftsjahres an, in dem sie durch die Ausübung von Bezugsrechten entste-
hen, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Ka-
pitalerhöhung festzulegen. Soweit die Gewährung von Bezugsrechten den 
Vorstand der AIXTRON Aktiengesellschaft betrifft, erfolgt die Festlegung der 
weiteren Einzelheiten der  bedingten Kapitalerhöhung durch den Aufsichts-
rat. 

 
2.6 Das Grundkapital ist um bis zu EUR 3.919.374,00 durch Ausgabe von bis zu 

3.919.374 auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 
Kapital II 2007). Das bedingte Kapital II 2007 dient der Sicherung von Be-
zugsrechten aus Aktienoptionen, die auf Grund des Ermächtigungsbeschlus-
ses vom 22.Mai 2007 im Rahmen des Aktienoptionsprogramms 2007 bis 
einschließlich zum 21. Mai 2012 von der Gesellschaft ausgegeben werden. 
Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber 
solcher Aktienoptionen von ihrem Optionsrecht Gebrauch machen und die 
Gesellschaft zur Erfüllung der Aktienoptionen keine eigenen Aktien oder kei-
nen Barausgleich gewährt. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Ge-
schäftsjahres an, indem die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt, am Gewinn 
teil. 

 
2.7 Der Aufsichtsrat ist befugt, die Satzung entsprechend dem Umfang der je-

weiligen Kapitalerhöhung aus dem genehmigten und bedingten Kapital neu 
zu fassen. 
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§ 5 
 
Gewinnbeteiligung 
 
Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend 
von § 60 Aktiengesetz bestimmt werden. 
 
§ 6 
 
Aktiengattungen 
 
1. Die Aktien lauten auf den Namen. 
 
2. Trifft bei einer Kapitalerhöhung der Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung 

darüber, ob die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen lauten 
sollen, so lauten sie auf den Namen. 

 
3. Die Form der Aktienurkunden sowie der Gewinnanteils- und Erneuerungs-

scheine bestimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates. Das 
Gleiche gilt für Zwischenscheine, Schuldverschreibungen, Zinsscheine und 
Optionsscheine. 

 
4. Die Gesellschaft kann Einzelaktien in Aktienurkunden zusammenfassen, die 

eine Mehrheit von Aktien verbriefen (Sammelaktien). Der Anspruch der Akti-
onäre auf Verbriefung ihres Anteils ist ausgeschlossen. 

 
5. Den Aktien sind Erneuerungs- und Gewinnanteilscheine beizugeben. 
 
 
 
III. VERFASSUNG DER GESELLSCHAFT 
 
 
§ 7 
 
Organe 
 
Organe der Gesellschaft sind: 
 
der Vorstand, 
der Aufsichtsrat, 
die Hauptversammlung. 
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A. Vorstand 
 
§ 8 
 
Vorstand 
 
1. Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus zwei oder mehr Personen. Die 

Zahl der Vorstandsmitglieder bestimmt der Aufsichtsrat. Die Bestellung stell-
vertretender Vorstandsmitglieder ist zulässig. 

 
2. Der Aufsichtsrat kann den Abschluss, die Abänderung und die Kündigung 

der Anstellungsverträge einem Aufsichtsratsausschuss übertragen. 
 
3. Der Aufsichtsrat kann ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden oder Spre-

cher des Vorstands und weitere Mitglieder des Vorstands zu stellvertreten-
den Vorsitzenden oder stellvertretenden Sprechern ernennen. 

 
 
§ 9 
 
Gesetzliche Vertretung 
 
1. Die Gesellschaft wird gesetzlich durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch 

ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. 
 Der Aufsichtsrat kann einzelnen Vorstandsmitgliedern Einzelvertretungsbe-

fugnis erteilen. 
 
2. Der Aufsichtsrat kann auch einzelne Vorstandsmitglieder von den Beschrän-

kungen des § 181 BGB befreien. 
 
 
§ 10 
 
Geschäftsführung 
 
Der Vorstand führt die Geschäfte der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze und 
der Satzung. Er gibt sich durch einstimmigen Beschluss seiner Mitglieder und Zu-
stimmung des Aufsichtsrats eine Geschäftsordnung. 
 
 
 
B. Aufsichtsrat 
 
§ 11 
 
Aufsichtsrat 
Zusammensetzung, Wahl, Amtszeit 
 
1. Der Aufsichtsrat besteht aus 6 (sechs) Mitgliedern. Die Hauptversammlung 

kann auch eine andere durch drei teilbare Anzahl von Aufsichtsratsmitglie-
dern bestimmen. 
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2. Die Bestellung des ersten Aufsichtsrates erfolgt bis zur Hauptversammlung, 
die über die Entlastung des ersten Geschäftsjahres beschließt. 

 
3. Die Wahl der dem ersten Aufsichtsrat folgenden Aufsichtsräte erfolgt auf die 

längste nach § 102 Aktiengesetz zulässige Zeit. Wiederwahl ist statthaft. 
 
4. Für Aufsichtsratsmitglieder, die von der Hauptversammlung gewählt worden 

sind, kann ein Ersatzmitglied gewählt werden. Tritt ein Ersatzmitglied an die 
Stelle des ausgeschiedenen Mitgliedes, so erlischt sein Amt mit Ende der 
Hauptversammlung, in der eine Ergänzungswahl für die restliche Amtszeit 
des ausgeschiedenen Mitgliedes stattfindet, spätestens jedoch mit Ablauf 
der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitgliedes. 

 
 
§ 12 
 
Niederlegung des Amtes 
 
Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt durch eine an den Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats oder an den Vorstand zu richtende Erklärung jederzeit unter Einhal-
tung einer Frist von einem Monat niederlegen. 
 
 
§ 13 
 
Vorsitzender des Aufsichtsrats 
 
Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter. 
Scheiden im Verlauf einer Wahlperiode der Vorsitzende oder der Stellvertreter aus 
seinem Amt aus, hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche 
Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 
 
 
§ 14 
 
Sitzungen 
 
Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden vom Vorsitzenden - im Fall seiner Verhin-
derung durch seinen Stellvertreter - unter Einhaltung einer Frist von vierzehn Tagen 
schriftlich einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung 
der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mit gerechnet. In der Einladung sind 
die einzelnen Gegenstände der Tagesordnung anzugeben. In dringenden Fällen 
kann die Frist auf 3 (drei) Werktage abgekürzt und die Einberufung mündlich, per 
Telefax, telefonisch oder per Email erfolgen. 
 
 
§ 15 
 
Beschlussfassung 
 
1. Mit der Einberufung ist die Tagesordnung mitzuteilen. Die Beschlussfassung 

über einen Gegenstand, der in der Einladung nicht ordnungsgemäß ange-
kündigt war, ist nur zulässig, wenn kein anwesendes Aufsichtsratsmitglied 
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widerspricht. Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern ist in einem solchen Fall 
Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden - im Falle seiner Ver-
hinderung von seinem Stellvertreter - zu bestimmenden angemessenen Frist 
der Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme schriftlich ab-
zugeben. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn die abwesenden Aufsichts-
ratsmitglieder innerhalb der Frist nicht widersprochen oder wenn sie zuge-
stimmt haben. 

 
2. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in Sitzungen gefaßt. Aufsichtsratsmit-

glieder können in begründeten Ausnahmefällen mit Zustimmung des Vorsit-
zenden - im Fall seiner Verhinderung seines Stellvertreters- auch per Telefon 
oder Videokonferenz an einer Sitzung des Aufsichtsrats und seiner Aus-
schüsse teilnehmen. Aufsichtsratsmitglieder, die auch nicht nach vorstehen-
der Ziffer 2, Satz 2 an der Sitzung teilnehmen, können dadurch an der Be-
schlussfassung des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse teilnehmen, dass 
sie schriftliche Stimmabgaben (auch per Telefax) dem Sitzungsleiter zu-
kommen lassen. Außerhalb von Sitzungen sind Beschlussfassungen des 
Aufsichtsrats im Wege einer schriftlichen, per Telefax, telefonisch oder per 
Email durchgeführten Abstimmung oder durch eine Kombination dieser vor-
genannten Kommunikationsmedien nur zulässig, wenn kein Mitglied des Auf-
sichtsrats diesem Verfahren widerspricht. 

 
3. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel seiner Mitglieder ge-

mäß § 11, Ziffer 1, der Satzung an der Beschlussfassung teilnehmen und 
sich unter ihnen der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter 
befindet. Besteht der Aufsichtsrat nur aus drei Mitgliedern, ist die Teilnahme 
aller drei Mitglieder an der Beschlussfassung erforderlich. 

 
4. Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen. Dabei gilt die Stimmenthaltung nicht als Stimme. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Sitzungsvorsitzenden den Ausschlag. Die Art 
der Abstimmung bestimmt der Sitzungsvorsitzende. Bei schriftlicher, telefo-
nischer, per Telefax oder per Email erfolgender Stimmabgabe gelten diese 
Bestimmungen entsprechend. 

 
5. Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die 

vom Sitzungsvorsitzenden zu unterzeichnen ist. Die über schriftlich, telefo-
nisch, per Telefax oder per Email gefassten Beschlüsse anzufertigende Nie-
derschrift hat der Vorsitzende des Aufsichtsrats - im Falle seiner Verhinde-
rung sein Stellvertreter - zu unterzeichnen. 
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§ 16 
 
Ausschüsse 
 
1. Der Aufsichtsrat ist befugt und, soweit gesetzlich vorgeschrieben, gehalten, 

aus seiner Mitte Ausschüsse zu bilden und deren Aufgaben und Befugnisse 
in einer Geschäftsordnung festzusetzen. Den Ausschüssen können, soweit 
gesetzlich zulässig, auch Entscheidungsbefugnisse des Aufsichtsrats über-
tragen werden. 

 
2. Willenserklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden na-

mens des Aufsichtsrats von dem Vorsitzenden abgegeben, im Falle seiner 
Verhinderung von seinem Stellvertreter. 

 
 
§ 17 
 
Aufgaben/Aufsichtsratsvergütung 
 
1. Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung des Vorstands der Gesellschaft zu 

überwachen.  
 
2. Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 
3. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben der Erstattung ihrer Ausla-

gen (einschließlich der ggf. auf ihre Aufsichtsratsbezüge oder ihre Auslagen-
entfallenden Umsatzsteuer) eine angemessene jährliche Vergütung, deren 
Höhe von der Hauptversammlung festgesetzt wird. Die Festsetzung gilt, bis 
die Hauptversammlung etwas anderes beschließt. 

 Zusätzlich zur festen Vergütung erhalten die Mitglieder des Aufsichtsrates 
insgesamt als variable Vergütung 1% des Bilanzgewinns der Gesellschaft, 
dieser vermindert um einen Betrag von 4 % der auf das Grundkapital geleis-
teten Einlagen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält 6/17, der stellvertre-
tende Vorsitzende 3/17 und ein Mitglied des Aufsichtsrats 2/17 der variablen 
Vergütung. Die Höhe der variablen Vergütung ist auf das Vierfache der Fest-
vergütung je Aufsichtsrat begrenzt. 

 Die variable Vergütung ist zahlbar mit Ablauf der Hauptversammlung, die 
über die Verwendung des Bilanzgewinns beschließt. 

 
4. Für die Teilnahme an Sitzungen der Ausschüsse erhalten die Aufsichtsrats-

mitglieder ein Sitzungsgeld in Höhe von jeweils Euro 1.500,00, wobei der 
Vorsitzende des Ausschusses das Doppelte dieses Betrages erhält. Die Hö-
he der zu vergütenden Sitzungsgelder ist je Aufsichtsratsmitglied auf das 
Eineinhalbfache der festen Vergütung dieser Person nach § 17 Absatz 3 be-
schränkt. 

 
5. Die Gesellschaft übernimmt Versicherungsprämien, die für eine Haftpflicht- 

und Rechtsschutzversicherung zur Abdeckung von Haftungsrisiken aus der 
Aufsichtsratstätigkeit für die Mitglieder des Aufsichtsrats geleistet werden, 
sowie die darauf zu zahlende Versicherungssteuer. 
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C. Hauptversammlung 
 
 
§ 18 
 
Hauptversammlung 
 
Die Hauptversammlungen der Gesellschaft finden am Gesellschaftssitz oder einer 
deutschen Großstadt mit mehr als 100.000 Einwohnern statt. 
 
 
 
§ 19 
 
Einberufung der Hauptversammlung 
 
Die Hauptversammlung wird vom Vorstand oder in den gesetzlich vorgeschriebenen 
Fällen vom Aufsichtsrat einberufen. Die Hauptversammlung ist mindestens dreißig 
Tage vor dem Tag, bis zu dessen Ablauf sich die Aktionäre vor der Versammlung 
anzumelden haben (§ 20 Ziffer 2), einzuberufen.  
 
 
 
 
§ 20 
 
Teilnahme an der Hauptversammlung 
 
1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-

rechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die am Tag der Hauptversamm-
lung im Aktienregister eingetragen und rechtzeitig angemeldet sind.  

 
2. Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür 

mitgeteilten Adresse in deutscher oder englischer Sprache schriftlich, per 
Telefax oder, wenn der Vorstand dies beschließt, auf einem in der Einberu-
fung zu bestimmenden elektronischen Wege spätestens am siebten Tag vor 
der Hauptversammlung zugehen. Löschungen und Neueintragungen im Ak-
tienregister finden am Tag der Hauptversammlung und in den letzten sechs 
Tagen vor der Hauptversammlung nicht statt. 

 
3. Die Einzelheiten der Anmeldung sind zusammen mit der Einberufung der 

Hauptversammlung bekannt zu machen.  
 
 
§ 21 
 
Leitung der Hauptversammlung 
 
1. Den Vorsitz in den Hauptversammlungen führt der Vorsitzende des Auf-

sichtsrats, im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter. Für den Fall, 
dass weder der Vorsitzende noch sein Stellvertreter den Vorsitz übernimmt, 
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wird dieser vom dienstältesten anwesenden Aufsichtsratsmitglied übernom-
men. 

 
2. Der Versammlungsleiter kann eine von der Ankündigung in der Tagesord-

nung abweichende Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände bestimmen. 
Er bestimmt ferner die Art und Form der Abstimmung. 

 
3. Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre 

zeitlich angemessen beschränken. Insbesondere kann er einen ange-
messenen zeitlichen Rahmen für den ganzen Verlauf der Hauptver-
sammlung, für einzelne Tagesordnungspunkte sowie für einzelne Fra-
ge- und Redebeiträge festsetzen. 

 
 
§ 22 
 
Beschlussfassung 
 
1. Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende 

Vorschriften des Aktiengesetzes etwas Abweichendes bestimmen, mit einfa-
cher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Soweit das Aktiengesetz 
außerdem zur Beschlussfassung eine Mehrheit des bei der Beschlussfas-
sung vertretenen Grundkapitals vorschreibt, genügt, soweit dies gesetzlich 
zulässig ist, die einfache Mehrheit des vertretenen Kapitals. 

 
2. Wird bei Wahlen durch die Hauptversammlung eine einfache Mehrheit bei 

der ersten Wahl nicht erreicht, so findet eine weitere Wahl unter denjenigen 
Personen statt, denen bei der ersten Wahl die beiden höchsten Stimmzahlen 
zugefallen sind. 

 
 
§ 23 
 
Stimmrecht 
 
1. Jede Stückaktie gewährt in den Hauptversammlungen eine Stimme. Die 

Vorzugsaktien ohne Stimmrecht haben nur in den vom Gesetz vorgesehe-
nen Fällen ein Stimmrecht, wobei ebenfalls jede Stückaktie eine Stimme ge-
währt.  

 
2. Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Für die Voll-

macht ist die schriftliche Form erforderlich und ausreichend. Die Gesellschaft 
kann bestimmen, dass Vollmachten mittels elektronischer Medien oder per 
Telefax erteilt werden können und die Art der Erteilung im Einzelnen regeln. 

 
 
 



- 12 - 

IV. JAHRESABSCHLUSS, RÜCKLAGEN, GEWINNVERWENDUNG 
 
 
§ 24 
 
Geschäftsjahr 
 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 
§ 25 
 
Jahresabschluss, Ordentliche Hauptversammlung, Gewinnverwendung 
 
1. Der Vorstand hat in den ersten 3 (drei) Monaten des Geschäftsjahres den 

Jahresabschluss sowie den Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr 
aufzustellen und dem Aufsichtsrat vorzulegen. Ist der Jahresabschluss durch 
einen Abschlussprüfer zu prüfen, sind diese Unterlagen zusammen mit dem 
Prüfungsbericht des Abschlussprüfers unverzüglich nach dem Eingang des 
Prüfungsberichts beim Aufsichtsrat vorzulegen. 

 
2. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den Vorschlag vorzulegen, den 

er der Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns machen 
will. 

 
3. Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vor-

schlag für die Verwendung des Bilanzgewinns innerhalb eines Monats nach 
Zugang des Prüfungsberichts zu prüfen. Der Bericht des Aufsichtsrats wird 
dem Vorstand zugeleitet. 

 
4. Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats über das Ergebnis seiner Prü-

fung hat der Vorstand unverzüglich die Ordentliche Hauptversammlung ein-
zuberufen, die innerhalb der ersten 8 (acht) Monate eines jeden Geschäfts-
jahres stattzufinden hat. 

 
5. Die Ordentliche Hauptversammlung beschließt über die Entlastung des Vor-

stands und des Aufsichtsrats sowie über die Verwendung des Bilanzge-
winns. Die Hauptversammlung beschließt zudem über die Wahl des Ab-
schlussprüfers und in den im Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststel-
lung des Jahresabschlusses. 

 
 
 
V. ERMÄCHTIGUNG DES AUFSICHTSRATS  
 ZU SATZUNGSÄNDERUNGEN, GRÜNDUNGSAUFWAND, GERICHTSSTAND 
 
 
§ 26 
 
Fassungsänderungen 
 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Abänderungen und Ergänzungen der Satzung, die 
nur die Fassung betreffen, zu beschließen. 
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§ 27 
 
Kosten 
 
Die Kosten und Steuern der Gründung trägt die Gesellschaft, und zwar bis zu einem 
Höchstbetrag von DM 100.000,00. 
 
 
§ 28 
 
Gerichtsstand 
 
Gerichtsstand ist der Sitz der Gesellschaft. 
 
 


